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Kanzler, Minister und Sachverständige. Eine Untersuchung der 
Bedeutung von Vertrauen für die Delegation von Reformen am 
Beispiel der Hartz-Reformen

Thomas König

Chancellors, Ministers and Experts. A Study of the Relevance of Trust for the Delegation of 
Reforms in Case of the Hartz Reforms.
Abstract: This article investigates under which conditions it is possible to overcome the 
inherent interest divergence among chancellors, ministers and experts. Following a model 
of Fang and Stone (2013), the existence of a reform-prone minister is a necessary condition 
for chancellors to trust experts’ reform recommendations. Using data on the recommenda-
tions for the German Hartz reforms, I find that the political parties put emphasis on the 
topics of this reform neither in their programmatic manifestos for the 2002 election nor in 
their coalition agreements. However, I show that the Economic Expert Council changed its 
recommendation strategy in its annual report of 2002/03 after the reform-prone minister 
Wolfgang Clement came into office. The government incorporated the recommendations in 
the following 2003 economic report and implemented the Hartz reforms until 2005.
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1.	 Die politische (Ir)Rationalität der Hartz-Reformen1

Vor fast genau zehn Jahren wurden die Hartz-Reformen von der rot-grünen Re-
gierung unter Kanzler Gerhard Schröder verabschiedet, die Deutschlands Arbeits- 
und Sozialsysteme umbauten. Aus ökonomischer Sicht wird diskutiert, ob die ers-
ten drei Hartz-Reformen mit der Einrichtung von neuen Beschäftigungsformen 
(Hartz I), zusätzlichen Lohnsubventionierungen (Hartz II) sowie der Umstruktu-
rierung der Bundesagentur für Arbeit (Hartz III) (Launov u. Wälde 2013) oder die 
vierte Hartz-Reform mit ihren signifikanten Kürzungen für Langzeitarbeitslose 
den Umschwung am deutschen Arbeitsmarkt auslösten (Krebs et al. 2013). Unbe-
stritten scheint jedoch die ökonomische Rationalität der Reformen, die den deut-
schen Arbeitsmarkt vom „kranken Mann Europas“ (The Economist 1999; 
Zohlnhöfer 2006) zum wirtschaftlichen „Superstar“ unter den OECD-Ländern 
aufsteigen ließen (Dustmann et al. 2014, S. 167-188).

Angesichts der hohen Kosten für die politisch Verantwortlichen ist dagegen die 
Frage nach der politischen Rationalität der Reformentscheidung ungeklärt. Im 

1	 Der Autor bedankt sich besonders bei Mariyanna Angelova für die Unterstützung bei der empiri-
schen Auswertung, bei Songying Fang und Randall Stone für die Modellhinweise und den beiden 
PVS-Gutachtern für die sehr hilfreichen Verbesserungsvorschläge zur Manuskriptstrukturierung.
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Vergleich zur umfangreichen ökonomischen und soziologischen Literatur über die 
Arbeitsmarkt- und gesellschaftlichen Effekte der Hartz-Reformen fällt die politik-
wissenschaftliche Berichterstattung zum Schicksal von Kanzler Schröder, Minister 
Clement und der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) eher dürftig 
aus. Politikwissenschaftliche Untersuchungen der Hartz-Reformen gehen in erster 
Linie auf die Ziele der Reformen und die ökonomische Ausgangslage und weniger 
auf die politische Rationalität der Verantwortlichen ein (siehe z. B. Jann u. Schmid 
2004, Kemmerling u. Bruttel 2008, Bundeszentrale für Politische Bildung 2010). 
Ansonsten wird die Kanzlerschaft Gerhard Schröders eher als ein (Erfolgs-)Beleg 
für die Präsidentialisierung von Politik gewertet, die sich am Ausbau von Füh-
rungsmacht und -autonomie des Kanzlers innerhalb der Regierung, gegenüber der 
Partei und bei Wahlen dokumentiert (Poguntke u. Webb 2005). Dass Kanzler 
Schröder, sein Minister Clement und auch die SPD als Folge der Hartz-Reformen 
Macht und Amt verloren, findet in dieser Literatur lediglich bei außenpolitischen 
Fragen am Rande Beachtung (Poguntke 2007).

Dabei sah sich Kanzler Schröder schon sehr früh mit linksorientierten Abspal-
tungen innerhalb seiner SPD konfrontiert – ein Konflikt, der für ihn nur ein Jahr 
nach dem Inkrafttreten der Hartz-Reformen den Verlust des SPD-Parteivorsitzes 
bedeutete. Nach der anschließenden SPD-Wahlniederlage in Nordrhein-Westfalen 
musste Kanzler Schröder sogar um die Fraktionsdisziplin seiner Partei fürchten 
und sein Schicksal in Neuwahlen suchen, an deren Ende Angela Merkel Kanzlerin 
wurde. Sein SPD-Minister für das Ressort Wirtschaft und Arbeit, Wolfgang Cle-
ment, der von der konservativen Opposition viel Lob für seinen Einsatz bei den 
Hartz-Reformen erhalten hatte, verlor nicht nur sein Amt. Nach einem zermür-
benden Streit über die neue Parteireformagenda trat Clement einige Jahre später 
aus der SPD aus. Und auch die SPD verlor seit den Hartz-Reformen deutlich an 
Mitglieder- und Wählerzuspruch, den die Partei weder in der Großen Koalition 
von 2005-09 noch in der Opposition von 2009-13 zurückgewinnen konnte.

Vor diesem Hintergrund ist anzunehmen, dass weder Kanzler Schröder noch 
sein Minister Clement die politischen Auswirkungen der Hartz-Reformen voll-
ständig abschätzen konnten bzw. zum Zeitpunkt der Entscheidung ungewiss war, 
wann sich der Arbeitsmarkt erholen und die Wähler- und Parteimitgliedergunst 
wieder zunehmen würde (Przeworski 1991, S. 138). Normalerweise führt aller-
dings Ungewissheit bei Entscheidungen eher zum Erhalt des Status quo (Samuel-
son u. Zeckhauser 1988; Kahnemann 1991), sodass sich erstens die Frage stellt, 
wie der „ungewisse“ Kanzler von der Notwendigkeit der Hartz-Reformen über-
zeugt werden konnte. Auffällig ist in diesem Zusammenhang, dass Kanzler Schrö-
der die Reformen ausgerechnet an einen Minister delegierte, der für seine reform-
freudige Haltung bekannt war. Zwar befand sich der deutsche Arbeitsmarkt laut 
Engler (Bundeszentrale für Politische Bildung 2005) schon seit längerer Zeit in 
einem schlechten Zustand, doch erhielt weder der SPD-Amtsvorgänger Walter 
Riester noch dessen CDU-Vorgänger Norbert Blüm ein Reformmandat. Das wirft 
zweitens die Frage auf, ob der Umstand, dass mit Wolfgang Clement ein offen-
sichtlich reformfreudiger Amtsinhabers dem Wirtschafts- und Arbeitsministerium 
vorstand, für die Reformentscheidung des Kanzlers ausschlaggebend gewesen sein 
könnte. Und schließlich deutet das Beispiel der Hartz-Reformen an, dass Kanzler 
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– auch wenn sie die Reformhaltung eines Ministers kennen – sich selbst in Krisen-
zeiten beeinflussen lassen und Reformentscheidungen treffen, die mit politischen 
Ungewissheiten und Kosten für sich selbst und ihre Partei verbunden sind. Dieser 
Umstand, der den gegenwärtigen Erklärungen politischer Reformen (siehe z. B. 
Elster 1979; Hall 1993; Merkel et al. 2006; Merkel et al. 2008) und der Blocka-
delastigkeit deutscher Arbeits- und Sozialpolitik widerspricht (Kitschelt u. Streeck 
2003; Zohlnhöfer 2008), könnte die Diskussion über das politische System 
Deutschlands beleben.

Um diese Fragen zu beantworten und einen neuen Aspekt in die Diskussion 
über das politische System Deutschlands einzubringen, möchte ich in dieser Studie 
das Thema Ungewissheit bei Reformentscheidungen aufgreifen. Über die Formu-
lierung einer Vertrauenslogik möchte ich auf die Rolle von Sachverständigen hin-
weisen und eine alternative Antwort auf die Frage geben, warum Kanzler Schrö-
der die Hartz-Reformen an Minister Clement delegiert haben könnte. Anstatt 
Vertrauen als ein normatives Element in die Entscheidungssituation einzubringen, 
stellt sich aus vertrauenslogischer Sicht die Frage, unter welchen Bedingungen bei 
Reformentscheidungen Ungewissheit über die Aufrichtigkeit einer Empfehlung 
abgebaut werden kann. In der empirischen Analyse lenke ich die Aufmerksamkeit 
auf die Empfehlungen des Sachverständigenrats, der aus theoretischer Sicht beim 
Kanzler durch eine Änderung seiner Informationsstrategie Vertrauen in seine 
Empfehlungen nur unter bestimmten Bedingungen aufbauen kann.

Um diese Bedingungen aufzuzeigen, folge ich dem Modell von Fang und Stone 
(2013) und unterscheide idealtypisch drei Ministertypen, die in den vergangenen 
Jahren für eine Delegation von Arbeitsmarktreformen in Frage kamen: einen mo-
deraten Walter Riester, einen reformskeptischen Norbert Blüm und einen reform-
freudigen Wolfgang Clement.2 Die einfache und eher unstrittige Annahme, dass 
der Sachverständigenrat im Vergleich zu den politisch Verantwortlichen keine po-
litischen Kosten in seinen Empfehlungen berücksichtigt, die aus einer Reform ent-
stehen können, hat meiner Analyse zufolge weitreichende Implikationen für Re-
formentscheidungen unter Ungewissheit. Hieraus ergibt sich ein inhärenter 
Interessenkonflikt zwischen Kanzler, Minister und Sachverständigen, der wieder-
um erklärt, warum Sachverständige oftmals eine Ignoranz der politischen Verant-
wortlichen gegenüber ihren Empfehlungen und politische Verantwortliche eine 
Ignoranz der Sachverständigen gegenüber ihren politischen Realitäten beklagen.

Zur Überprüfung der empirischen Implikationen des Modells müssten idealer-
weise Daten zur Verfügung stehen, die das Ausmaß an Ungewissheit beim Kanzler 
über den wahren Ist-Zustand der Arbeits- und Sozialsysteme, seine persönliche 
Einschätzung der Ressortminister und sein Vertrauen in die Reformempfehlungen 
des Sachverständigenrats über die Zeit hinweg bemessen. Da solche Daten nicht 
existieren und vermutlich nie verfügbar sein werden, untersuche ich per Doku-
mentenanalyse die Informationsstrategie des Sachverständigenrats, die Reaktio-

2	 Ich verwende diese Einteilung der Minister nicht als empirische, sondern analytische Kategorisie-
rung. Skeptisch bzw. freudig heißt, dass ungeachtet des Ist-Zustandes auf dem Arbeitsmarkt der 
Minister eine Änderung kategorisch ablehnt bzw. vorzieht. Neutral entspricht dagegen der Haltung 
des Sachverständigenrats, der nur bei einem schlechten Ist-Zustand empfiehlt, diesen zu ändern.
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nen der Regierung auf dessen Empfehlungen und die Aussagen der Parteien zu 
den Hartz-Reformen in ihren Wahlprogrammatiken und Koalitionsvereinbarun-
gen.3 Zur Herstellung eines inhaltlichen Bezugs zwischen diesen Dokumenten 
verwende ich Schlüsselbegriffe der Hartz-Reformen für die Computer-gestützte 
Textauswertung der Jahresgutachten des Sachverständigenrats, der Jahreswirt-
schaftsberichte der Regierung sowie der Wahlprogramme und Koalitionsvereinba-
rungen der Parteien im Zeitraum 1990 bis 2009. Aus diesen Längsschnittdaten 
soll hervorgehen, ob der Sachverständigenrat mit einer Änderung seiner Informa-
tionsstrategie auf die Amtsinhaberschaft des reformfreudigen Ministers Clement 
reagierte und ob sich diese Strategie in den Antworten der Regierung nieder-
schlug. Mit anderen Worten gehe ich davon aus, dass eine Beeinflussung des 
Kanzlers wahrscheinlicher ist, je häufiger die Regierung auf die Empfehlungen des 
Sachverständigenrats reagiert. Zur Kontrolle eines eventuellen allgemeinen Re-
formtrends wende ich dieselbe Schlüsselbegriffssuche auf die Auswertung der Par-
teiprogramme und Koalitionsvereinbarungen aus dem Untersuchungszeitraum an, 
wobei ich davon ausgehe, dass eine geringere Prominenz in den Parteiprogram-
men und Koalitionsvereinbarungen auf einen höheren Einfluss der Empfehlungen 
des Sachverständigenrats schließen lässt.

Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass der Sachverständigenrat bereits die 
christlich-liberale Vorgängerregierung unter Kanzler Kohl anmahnte, Reformen 
zur Liberalisierung des Arbeitsmarkts durchzuführen (siehe auch Sell 1997, 
S. 215). Allerdings war diese Periode durch den Ministeramtsinhaber Norbert 
Blüm geprägt, der sich als Vertreter der christlichen Arbeitnehmerschaft gegen 
eine Änderung des Status quo aussprach. Erst mit der zweiten Amtszeit der rot-
grünen Regierung unter Kanzler Schröder und der Amtsübernahme Clements stie-
gen die Warnsignale des Sachverständigenrats rapide an, woraufhin die Reaktio-
nen der Regierung in ihrem Jahresbericht zunahm. Im Vergleich zur deutlichen 
Erhöhung der Reformempfehlungen des Sachverständigenrats und der Reaktion 
der Regierung finden sich keinerlei Anzeichen für entsprechende Reformtenden-
zen in den Wahlprogrammen und Koalitionsvereinbarungen der Parteien. Weder 
die Oppositionsparteien CDU/CSU und FDP noch die damaligen Regierungspar-
teien räumten den Reformen in ihren Wahlprogrammen und Koalitionsvereinba-
rung von 2002 einen besonderen Stellenwert ein.

2.	 Kanzler, Minister und Sachverständige

Eine Grundannahme über die Rationalität von politischen Entscheidungen ist, 
dass politisch Verantwortliche ihre Wiederwahlchancen im Auge behalten und 
deshalb eher Reformen vermeiden, die für sie oder ihre Parteien politische Kosten 
verursachen (Downs 1957; Hellman 1998). In Deutschland liegt die Verantwort-
lichkeit für wichtige politische Entscheidungen beim Kanzler, der einen Minister 

3	 Eine alternative Datengenerierung bestünde in der Durchführung von Interviews, aber abgesehen 
von der geringen Interviewbereitschaft von Ex-Kanzlern kann die ex post Validität von Zeit
zeugenaussagen, denen die Politikergebnisse und Schicksale der Verantwortlichen bekannt sind, 
bezweifelt werden.
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mit der Umsetzung einer Reform in dessen Ressort beauftragen kann. Diese 
Richtlinienkompetenz des Kanzlers wird in Koalitionsregierungen in Frage ge-
stellt, wenn den Koalitionsparteien Vetorechte zukommen (Tsebelis 2002). Aller-
dings spielt die Delegation von Reformvorhaben an Minister in der Forschung zu 
(Koalitions-)Regierungen eine zunehmende Rolle, da diese zum einen als Behör-
denleiter über bürokratische Ressortexpertise verfügen und Implementationsunsi-
cherheiten von Reformen abbauen können (Epstein u. O’Halloran 1999; Huber 
u. Shipan 2002); zum anderen sind Minister in ihrem Ressort bei der Formulie-
rung von Regierungsvorlagen mit weitreichenden Agendasetzungsbefugnissen 
ausgestattet, die ihnen erlauben, in Koalitionsregierungen eigene (Partei-)Ziele zu 
verfolgen (Laver u. Shepsle 1996; Andeweg 2000; Müller u. Strøm 2000; Haller-
berg 2000; Thies 2001; Kim u. Loewenberg 2005; Martin u. Vanberg 2005, 2011; 
Carroll u. Cox 2012). Wie im Fall von Kanzler Schröder und Minister Clement 
werden deshalb wichtige Reformen wie die Hartz-Reformen eher an Minister der 
gleichen Partei delegiert.

2.1	 Kanzler

Trotz Zugehörigkeit zur gleichen Partei unterscheiden sich die Rollen von Kanz-
lern und Ministern bei der Entscheidung über Reformen. Während Minister in 
ihrem Ressort für die Ausarbeitung und Umsetzung von Reformen verantwortlich 
sind, können Kanzler ihre Richtlinienkompetenz einsetzen und schließlich auch 
die Vertrauensfrage stellen, um ihre eigenen Vorstellungen auch gegenüber der ei-
genen Partei durchzusetzen (Huber 1996; Patzelt u. Holtmann 2004). Folglich 
kann ein Kanzler entweder eine Reform an einen Ressortminister delegieren, der 
wiederum bürokratische Ressortexpertise besitzt, aber nicht notwendigerweise 
dieselben Reformvorstellungen wie der Kanzler vertritt, oder persönlich Verant-
wortung für eine Reform übernehmen. Im Vergleich zur Ressortverantwortung 
der Minister ist der Kanzler für das Funktionieren der (Koalitions-)Regierung ver-
antwortlich und muss die politischen Kosten tragen, die aus einer Anwendung 
seiner Richtlinienkompetenz bzw. dem Stellen der Vertrauensfrage resultieren 
(Helms 2005; Poguntke 2005). Für den Kanzler geht dies normalerweise mit Kon-
flikten innerhalb der eigenen Partei oder mit dem Koalitionspartner einher, was 
wiederum mit Reputationsverlusten, der Verantwortung für das Auferlegen von 
Reformverlusten oder sogar der Auflösung der Regierung verbunden sein kann. 
Da Kanzler unter diesen Umständen eher ungern selbst die Verantwortung für 
Reformen übernehmen, ist die Delegation an einen Minister entscheidend für eine 
Änderung des Ist-Zustandes. Aber warum delegierte Kanzler Schröder die Hartz-
Reformen ausgerechnet an Minister Clement, der für seine reformfreudige Ein-
stellung bekannt war?

2.2	 Minister

Vor seiner Amtsübernahme im Oktober 2002 musste Wolfgang Clement seine 
Position im Kuratorium der marktliberalen Lobbyorganisation „Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft“ niederlegen. Trotz Clements formalen Austritts aus die-
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ser Lobbyorganisation konnte Kanzler Schröder davon ausgehen, dass der Minis-
ter die Hartz-Reformen in einem marktliberalen Maß umsetzen würde, das even-
tuell über die Änderungserfordernisse des Ist-Zustandes hinausgehen könnte. 
Weiterhin deutet das geteilte Schicksal von Kanzler Schröder und Minister Cle-
ment darauf hin, dass der Minister selbst die Ungewissheit über die politischen 
Kosten der Hartz-Reformen nicht vollständig abbauen konnte. Immerhin sahen 
sich beide politisch Verantwortliche einer massiven Kritik in ihrer Partei ausge-
setzt und verloren am Ende ihr Amt. Das legt die Vermutung nahe, dass Minister 
Clement zwar das Schicksal von Kanzler Schröder teilte, aber womöglich nicht 
ausschlaggebend dafür war, dass der Kanzler die Hartz-Reformen an ihn delegier-
te. Aber wer konnte den Kanzler überzeugen, die Hartz-Reformen an den bekann-
termaßen reformfreudigen Minister zu delegieren, der die politischen Implikatio-
nen der Reformen offensichtlich nicht vollständig kannte?

2.3	 Sachverständige

Grundsätzlich kommen hierfür eine Vielzahl an Gründen wie die damals kursie-
renden Spekulationen über eine mögliche Koalition mit der Linkspartei unter 
Führung von Klaus Wowereit und Einflussnehmern wie bspw. dem VW-Manager 
Peter Hartz oder (den zum Fraktionsvorsitzenden aufgestiegenen) Franz Müntefe-
ring in Frage. Anstatt Recherchen über die persönlichen Gründe und Ratgeber 
von Kanzler Schröder anzustellen oder die Machtstellung von Kanzlern (siehe 
dazu z. B. Helms 2001; Bergmann et al. 2008) und ihren Führungsstil (siehe dazu 
z. B. Poguntke u. Webb 2005; O’Malley 2007) zu umschreiben, möchte ich das 
Augenmerk auf Reformentscheidungen unter Unsicherheit und die Rolle von 
Sachverständigen in dieser Situation lenken, über deren Bedeutung als Reform-
hinweisgeber (Feldstein 1992, S. 1223) und Beziehung zu politisch Verantwortli-
chen (König et al. 2010, S. 308) wenig bekannt ist. Sachverständige geben laut 
Hüther (1996, S. 171)  regelmäßig Hinweise und Empfehlungen für den Umgang 
mit kommenden Herausforderungen und potenziellen Krisen, jedoch ist weitge-
hend unerforscht, unter welchen Umständen politisch Verantwortliche ihre Re-
formempfehlungen aufgreifen. Im Vergleich zu Ministern und Kanzlern werden 
Sachverständige eher als unstrategische Akteure aufgefasst, die im Gegensatz zu 
Lobbyisten „objektive“ Reformsignale über den Ist-Zustand erhalten und „objek-
tive“ Empfehlungen zu seiner Änderung senden (z. B. Schlecht u. Suntum 1995). 
Diese Konzeption von Sachverständigen schließt allerdings per Annahme Miss-
trauen gegenüber ihren Empfehlungen aus und kann deshalb nicht erklären, war-
um politisch Verantwortliche von Sachverständigen bisweilen als beratungsresis-
tent eingestuft werden.

Misstrauen gegenüber Sachverständigen kann aber schon entstehen, wenn die 
politisch Verantwortlichen davon ausgehen, dass die Empfehlungen der Sachver-
ständigen ihre politischen Kosten nicht einbeziehen. Eine mögliche Ursache hier-
für könnte sein, dass politisch Verantwortliche eher kurzfristige elektorale Kosten 
von Reformen im Auge haben, während Sachverständige langfristiger ihre Emp-
fehlungen ausrichten (Haggard u. Kaufman 1992). Im Resultat schließt ein sol-
ches Vertrauensdefizit aus, dass politisch Verantwortliche den Empfehlungen von 
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Sachverständigen Glauben schenken. Ein aktuelles Beispiel hierfür dürften die 
jüngsten Vorwürfe der Regierung Merkel an den Sachverständigenrat sein, die 
den Empfehlungen eine unzeitgemäße Methodologie unterstellt. Dieses Vertrau-
ensdefizit kann dazu führen, dass Sachverständige versuchen, sich direkt an die 
Öffentlichkeit zu wenden, um Wähler von ihren Reformempfehlungen zu über-
zeugen und dadurch elektoralen Druck auf politisch Verantwortliche auszuüben. 
Allerdings kann diese Strategie die Vorbehalte der politisch Verantwortlichen 
noch verstärken, wenn bspw. eigene Interessen der Sachverständigen wie die Lei-
tung von Instituten oder der persönliche Hang zu Medienauftritten ihre Glaub-
würdigkeit belasten.

Ein anderes Vertrauensproblem kann entstehen, wenn die Empfehlungen der 
Sachverständigen dauernd Reformen einfordern. So müssen Sachverständige in 
Krisenzeiten Warnsignale über den Ist-Zustand in dem Wissen senden, dass Refor-
men eher in „guten Zeiten“ durchgeführt werden (Crawford u. Sobel 1982; Cu-
kierman u. Tommasi 1998). Wenn aber auch in guten Zeiten Reformen ange-
mahnt werden, dann besteht die Tendenz, diese Signale dauernd zu senden – ein 
Phänomen, das die Glaubwürdigkeit der Empfehlungen aufgrund fehlender Vari-
anz unterminieren kann. Um dieses Problem zu überwinden, müssen Sachverstän-
dige als eine Art Drittpartei Vertrauen bei den politisch Verantwortlichen gewin-
nen, selbst wenn ihre Empfehlungen grundsätzlich eine gewisse Tendenz zu mehr 
Reformen haben. Laut Calvert (1985) kann eine Drittpartei mit entsprechender 
Tendenz eine effektivere Mediatorenrolle als eine ohne ausüben, da Mediatoren 
Informationen nur überzeugend übermitteln können, die entgegen ihrer eigentli-
chen Tendenz liegen. Für den Erfolg von Reformen gehen Cukierman und Tomas-
si (1998) deshalb davon aus, dass Politiker dem Wähler eine drastische Ist-Zu-
standsänderung vor allem dann vermitteln können, wenn die Reform nicht ihren 
parteiideologischen Interessen entspricht.

Auf Deutschland übertragen können diesen Arbeiten zufolge sozialdemokrati-
sche Regierungen wie die von Kanzler Schröder eher liberalisierende Reformen 
wie die Hartz-Reformen und christlich-liberale Regierungen wie die von Kanz
lerin Merkel eher staatsinterventionistische Reformen wie den Atomausstieg 
vermitteln. Geht man nicht von objektiven Sachverständigen mit objektiven Emp-
fehlungen aus und überträgt diese Erkenntnisse auf das Verhältnis von Sachver-
ständigen und politisch Verantwortlichen, dann dürfte eine effektive Informa
tionsvermittlung insbesondere dann misslingen, wenn beide aus demselben 
ideologischen Umfeld kommen. Das würde einerseits bedeuten, dass Sachverstän-
dige nur glaubwürdig sind, wenn sie Empfehlungen machen, die entgegen ihrer 
(ideologischen) Herkunft laufen. Andererseits müssen Sachverständige wiederum 
Signale senden, die ihrer Herkunft entsprechen, um überhaupt Gehör bei den po-
litisch Verantwortlichen zu finden.

2.4	 Sachverständigenrat

Einrichtungen wie der Sachverständigenrat versuchen dieses Herkunftsdilemma 
durch Rekrutierungsregeln für Mitglieder einzugrenzen, die erstens die notwendi-
gen Fachkenntnisse mitbringen müssen und zweitens unterschiedliche Gruppen 
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repräsentieren.4 Mit dieser Repräsentationsregel kann das Herkunftsdilemma von 
Sachverständigen mit der Aufgabe überwunden werden, ein gemeinsames Jahres-
gutachten verfassen zu müssen. Dabei kann ein Vertreter des Sachverständigen-
rats, der bspw. die Arbeitnehmerseite repräsentiert, nicht permanent liberale Emp-
fehlungen unterschreiben und muss gegebenenfalls ein Sondervotum verlangen, 
was wiederum die Glaubwürdigkeit der Empfehlungen des Sachverständigenrats 
unterminiert. Aber wie glaubwürdig ist ein Sondervotum bspw. eines keynesiani-
schen Mitglieds des Sachverständigenrats, das sich in Krisenzeiten gegen eine Kür-
zung von Staatsausgaben wendet? Und wie glaubwürdig ist die Forderung eines 
liberalen Mitglieds nach Kürzung des Staatshaushalts? Letztlich kann der Sach-
verständigenrat am glaubwürdigsten agieren, wenn eine breite (fachliche) Reprä-
sentation der Mitglieder gegeben ist, die einhellig die Empfehlungen des Sachver-
ständigenrats in einem gemeinsamen Jahresgutachten unterstützt.

Aber obwohl es dem Sachverständigenrat oftmals gelingt, einhellig seine Emp-
fehlungen zu verfassen, schätzen die meisten Autoren seinen unmittelbaren Ein-
fluss auf die politisch Verantwortlichen als gering ein (z. B. Steuer 1998; Donges 
2002; Franz 2000; Bizer u. Rürup 2002; Wagner u. Wiegard 2001; Cassel 2005; 
Tietmeyer 2011; Wiegard 2011). Trotz unterschiedlicher Vorgehensweisen, die ih-
ren Schlussfolgerungen zugrunde liegen, konzipieren die meisten Autoren die 
Empfehlungen des Sachverständigenrats als objektiv und unstrategisch. Diese 
Konzeption folgt im Wesentlichen dem formalen Auftrag des Sachverständigen-
rats, der eine unabhängige Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
Deutschlands vorgibt, die der politischen und öffentlichen Urteilsbildung dienen 
soll (Westerheide 1994, S. 29). Aber ist der Sachverständigenrat wirklich objektiv 
und unstrategisch?

Im Folgenden möchte ich dieser Einschätzung nur insoweit folgen, als ich unter 
der Objektivität des Sachverständigenrats die Nichtberücksichtigung von politi-
schen Kosten verstehe. Ansonsten möchte ich dem Modell von Fang und Stone 
(2013) folgend Bedingungen aufzeigen, unter denen ein (strategischer) Sachver-
ständigenrat mit eigenen Vorstellungen über eine effektive Informationsstrategie 
den Kanzler bewegen kann, Reformen an einen reformfreudigen Minister zu dele-
gieren. Das ist keineswegs selbstverständlich oder trivial, da erstens der Kanzler 

4	 Der Sachverständigenrat wurde am 14.08.1963 mit dem Gesetz über die Bildung eines Sachver-
ständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung eingerichtet. Seine Mit-
glieder werden auch als die „fünf Wirtschaftsweisen“ bezeichnet (Nützenadel 2002, S. 288). Die 
fünf Mitglieder werden vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der Regierung für fünf Jahre er-
nannt, wobei der Gemeinschaftsausschuss der Deutschen Gewerblichen Wirtschaft und die Ge-
werkschaften traditionsgemäß ein Mitspracherecht besitzen (Schlecht 1999, S. 5). Laut Gesetz 
gelten für eine Ernennung wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse und volkswirtschaftliche Erfah-
rungen als Voraussetzung. Weiterhin dürfen die Mitglieder des Sachverständigenrates weder der 
Regierung oder einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines Landes noch dem öf-
fentlichen Dienst des Bundes, eines Landes oder einer sonstigen juristischen Person des öffentli-
chen Rechts angehören, es sei denn als Hochschullehrer oder als Mitarbeiter eines wirtschafts- 
oder sozialwissenschaftlichen Institutes. Sie dürfen ferner nicht Repräsentant eines Wirtschaftsver-
bandes oder einer Organisation der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer sein oder zu diesen in einem 
ständigen Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen. Sie dürfen auch nicht während des 
letzten Jahres vor der Berufung zum Mitglied des Sachverständigenrates eine derartige Stellung 
innegehabt haben.
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den Interessenunterschied zum Sachverständigenrat kennt und zweitens die Infor-
mationen des Sachverständigenrats mit denen anderer wie bspw. der bürokrati-
schen Ressortexpertise des Ministers konkurrieren. Im Vergleich zur exklusiven 
Wertschätzung von privaten Informationen, die ein Minister als Ressortverant-
wortlicher an den Kanzler weiterleiten kann, sind die Informationen des Sachver-
ständigenrats grundsätzlich öffentlich zugänglich und daher weniger wertvoll als 
die Ministerexpertise. Aber wie kann der Sachverständigenrat unter diesen Bedin-
gungen mit seinen Empfehlungen das Vertrauen des Kanzlers gewinnen und seine 
Entscheidungen womöglich beeinflussen? Die Antwort liegt in den Bedingungen, 
unter denen der Kanzler Vertrauen in die öffentlich zugänglichen Empfehlungen 
des Sachverständigenrats aufbauen kann.

3.	 Vertrauen als Logik der Informationsvermittlung

Aus vertrauenslogischer Sicht muss der Sachverständigenrat seine Informations-
strategie ändern, damit der Kanzler auf die Empfehlungen reagiert und die Reform 
delegiert. Diese Strategie kann nur aufgehen, wenn der Kanzler dem Sachverstän-
digenrat als Informationsquelle über den Ist-Zustand traut, wobei Vertrauen nur 
aufgebaut werden kann, wenn die Wahrheitsübermittlung eine optimale Sachver-
ständigenratsstrategie ist. Anstatt Vertrauen auf eine normative Angelegenheit zu 
reduzieren, leiten Fang und Stone (2013) deshalb ihre vertrauenslogischen Voraus-
sagen aus wahrheitsübermittelnden Gleichgewichten ab, aus denen hervorgeht, 
dass der Sachverständigenrat eine wahrheitsgetreue Empfehlung macht und der 
Kanzler dieser Nachricht unter bestimmten Bedingungen traut (siehe Anhang 1). 
Bei diesen Bedingungen spielt der Ministertyp eine entscheidende Rolle, da ein 
Vertrauensverhältnis zwischen Kanzler und Sachverständigenrat nur bei einem be-
stimmten Ministertyp aufgebaut werden kann, der notwendigerweise im Amt sein 
muss, um den Kanzler mit einer Empfehlung beeinflussen zu können.

Die Gleichgewichtsanalysen sagen vorher, dass der Sachverständigenrat nur 
Einfluss hat, wenn der Kanzler die Reform an einen bestimmten Minister dele-
giert. Eingeschränkt werden diese Vorhersagen für eine Reform von geringer poli-
tischer Tragweite für den Fall, dass die politischen Kanzlerkosten sehr gering aus-
fallen: Bei geringer Tragweite delegiert der Kanzler immer an den Minister, 
während sehr hohe Kosten eine Delegation ausschließen und keinen Einfluss des 
Sachverständigenrats erlauben. Mit anderen Worten werden Routineentscheidun-
gen immer delegiert, wohingegen Reformen von sehr großer Tragweite eher die 
Ausnahme als die Regel sein dürften. Nur wenn die politischen Kosten nicht im 
extremen Bereich liegen, also wenn wie im Fall der Hartz-Reformen nicht klar ist, 
wann die Reformgewinne die Kosten kompensieren werden, dann besteht ein An-
reiz für den Kanzler, Reformen an einen Minister zu delegieren. In diesem Fall 
sind nicht die Interessenunterschiede zwischen Sachverständigenrat, Kanzler und 
Minister, sondern die Möglichkeiten der Informationsauswertung seitens des 
Kanzlers ausschlaggebend.

Aus Sicht des Kanzlers sind Informationen grundsätzlich unvollständig, wenn 
diese seine politischen Kosten nicht vollständig einbeziehen. Sieht sich der Kanzler 
in einer Situation mit einem Sachverständigenrat und Minister, in der wie zur Zeit 
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Walter Riesters als Bundesarbeitsminister beide neutral am Ist-Zustand orientiert 
sind, dann kann der Kanzler nicht aus den Empfehlungen des Sachverständigen-
rats lernen. Schließlich weiß der Kanzler, dass sich beide am Ist-Zustand orientier-
ten, sodass die Empfehlungen des Sachverständigenrats keinen Informationszuge-
winn bedeuten. Unter einem am Ist-Zustand orientierten Ministertyp Walter 
Riester kann also kein Vertrauen zwischen Kanzler und Sachverständigenrat auf-
gebaut und über Empfehlungen Einfluss auf den Kanzler ausgeübt werden. Am 
Ende wird der Kanzler vorziehen, dass die Reform von einem Minister mit ähnli-
chem (Partei-)Interesse und zusätzlicher bürokratischer Expertise umgesetzt wird.

Interessanterweise unterscheiden sich die Prognosen für den Fall, dass der Mi-
nister unabhängig vom wahren Ist-Zustand kategorisch entweder den Status quo 
oder die Reform präferiert. Wenn im ersten Fall ein reformskeptischer Minister à 
la Norbert Blüm im Amt ist, dann kann ebenfalls kein Vertrauen zwischen Kanz-
ler und Sachverständigenrat aufgebaut werden. Schließlich hat der Sachverständi-
genrat in dieser Konfiguration immer den Anreiz, ein „falsches“ Signal über den 
Ist-Zustand zu senden und stets Reformbedarf anzumahnen. Da aber ein Kanzler 
wie Helmut Kohl wegen seiner politischen Kosten und ein Minister Norbert Blüm 
wegen seiner reformskeptischen Haltung den Status quo präferieren und dem 
Kanzler die Ressortexpertise des Ministers wertvoller als die Sachverständigenrats
information ist, bleibt der Status quo erhalten, und es findet keine Reform statt. 
Ein Einfluss des Sachverständigenrats auf den Kanzler ist deshalb im Fall von ei-
nem reformskeptischen Minister wie Norbert Blüm ausgeschlossen.

Nur wenn der Sachverständigenrat ein Signal über Reformbedarf im Wissen 
sendet, dass der Minister kategorisch Reformen befürwortet, dann kann der 
Kanzler für diesen Fall schlussfolgern, dass der Ist-Zustand geändert werden 
muss. Wenn nämlich dieser Ist-Zustand nicht verändert werden müsste, dann 
würde der Sachverständigenrat in Kenntnis des reformfreudigen Ministertyps 
kein Reformsignal senden. Aus Sicht des Sachverständigenrats wäre ansonsten 
eine Delegation an den Minister mit der Folge zu befürchten, dass der Ist-Zustand 
ohne Notwendigkeit geändert würde. Unter diesen Bedingungen müssen die Re-
formvorstellungen von Minister und Kanzler noch nicht einmal vollständig 
übereinstimmen, da der Sachverständigenrat die Entscheidung des Kanzlers auch 
beeinflussen kann, wenn der Minister ungeachtet des Ist-Zustands Reformen ka-
tegorisch befürwortet. So würde ein Minister wie Clement immer marktorientier-
te Lösungen vorziehen, aber der Kanzler weiß, dass der Sachverständigenrat dies 
nur unterstützen würde, wenn der Ist-Zustand unabhängig von seiner eigenen 
Präferenz tatsächlich eine marktorientierte Reform verlangt. Anders ausgedrückt 
diszipliniert das Wissen um die Reformtendenz eines Ministers den Sachverständi-
genrat, der von einer Reformempfehlung abgehalten würde, wenn der Ist-Zustand 
keine entsprechende Änderung durch den Minister nahelegt.

Aus theoretischer Sicht kann also der Sachverständigenrat nur Vertrauen auf-
bauen und Einfluss auf den Kanzler ausüben, wenn ein reformfreudiger Minister 
im Amt ist, unabhängig davon, ob dieser Minister vollständig die Interessen des 
Kanzlers teilt. Empirisch stellt sich also die Frage, ob der Sachverständigenrat seine 
Informationsstrategie änderte, um Einfluss auf den Kanzler über dessen Delegati-
onsentscheidung an den reformfreudigen Minister Clement zu nehmen. Dabei ist 
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zu beachten, dass der Kanzler den Sachverständigenratsempfehlungen ein gewisses 
Maß an Unabhängigkeit zuschreiben muss, um wirksam zu sein. Würden nämlich 
Minister und Sachverständigenrat Reformen stets unterstützen, dann wäre das 
Sachverständigensignal uninformativ für den Kanzler. Genauso uninformativ wäre 
das Signal, wenn der Minister reformskeptisch wäre. Wiederum würde der Sach-
verständigenrat Reformen kategorisch anmahnen, und der Kanzler würde wie der 
Minister den Erhalt des Status quo vorziehen. Fang und Stone (2013) merken an, 
dass ausgerechnet in den Fällen eines neutralen oder reformskeptischen Ministers 
kein Vertrauen aufgebaut werden kann, bei denen ein Kanzler ex ante eher bereit 
gewesen wäre zu delegieren. In diesen Fällen ist davon auszugehen, dass der Kanz-
ler die Empfehlungen des Sachverständigenrats ignoriert.

4.	 Der Sachverständigenrat und seine Reformempfehlungen

Zur Überprüfung der Modellimplikationen müssten idealerweise Daten zur Verfü-
gung stehen, die das Ausmaß an Ungewissheit beim Kanzler über den Ist-Zustand 
der Arbeits- und Sozialsysteme, seine persönliche Einschätzung der Ressortminister 
und sein Vertrauen in die Reformempfehlungen des Sachverständigenrats über die 
Zeit hinweg bemessen. Da solche Daten nicht existieren und vermutlich nie verfüg-
bar sein werden, überprüfe ich in einem ersten Schritt, ob sich überhaupt Anzeich-
nen beim Sachverständigenrat für eine Änderung seiner Informationsstrategie zur 
Reform der Arbeits- und Sozialsysteme in der Periode von 1990 bis 2009 finden 
lassen. Würde der Sachverständigenrat stets mit gleicher Vehemenz die Reform der 
Arbeits- und Sozialsysteme empfehlen, dann wäre sein Signal uninformativ. Im 
Folgenden betrachte ich allerdings nicht nur die Varianz, sondern auch die Rich-
tung seiner Empfehlungen, um Aufschluss zu gewinnen, welches Signal der Sach-
verständigenrat zur Reform der Arbeits- und Sozialsysteme sendete.

Um den Einfluss dieses Signals auf den Kanzler abschätzen zu können, werte 
ich anschließend die Reaktionen der Regierung auf diese Empfehlungen in den 
Jahreswirtschaftsberichten aus. In den Jahreswirtschaftsberichten legt die Regie-
rung bis Ende Januar eines jeden Jahres gemäß dem Gesetz zur Förderung der 
Stabilität des Wachstums und der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 die von ihr ver-
folgte Wirtschafts- und Finanzpolitik und die erwartete gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung in Deutschland vor. Diese Berichte enthalten zudem eine Stellung-
nahme zum Jahresgutachten des Sachverständigenrats. Aus dieser Reaktion der 
Regierung auf die Empfehlungen des Sachverständigenrats zur Reform der Ar-
beits- und Sozialsysteme leite ich die Stärke des Signalempfangs ab, die ich als 
Einflussnahme auf den Kanzler interpretiere. Anders ausgedrückt wäre keine Ein-
flussnahme zu erwarten, wenn keine Reaktion der Regierung vorläge. Zur Kont-
rolle eines allgemeinen Reformtrends der Arbeits- und Sozialsysteme erfolgt 
schließlich noch eine analoge Auswertung der Wahlprogramme aller Parteien und 
der Koalitionsvereinbarungen. In der Periode von 1990 bis 2009 regierten fünf 
Kabinette mit drei unterschiedlichen Koalitionsregierungen. Neben den ersten 
beiden christlich-liberalen Koalitionen unter Helmut Kohl (1990-1998) fallen hie-
runter die beiden rot-grünen Koalitionen unter Gerhard Schröder (1998-2005) 
sowie die Große Koalition unter Angela Merkel (2005-2009).
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Ausgangspunkt der empirischen Untersuchung sind die Empfehlungen des 
Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 
Zur Begutachtung erstellt der Sachverständigenrat im Herbst ein Jahresgutachten, 
zu dem die Regierung innerhalb von acht Wochen in ihrem Jahreswirtschaftsbe-
richt Stellung nehmen muss. Der Auftrag des Sachverständigenrates ist, zu unter-
suchen, wie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig Stabilität 
des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand und außenwirtschaftliches Gleichge-
wicht bei stetigem und angemessenem Wachstum gewährleistet werden können. 
In die Untersuchung sollen auch die Bildung und die Verteilung von Einkommen 
und Vermögen einbezogen werden. Insbesondere soll der Sachverständigenrat die 
Ursachen von aktuellen und möglichen Spannungen zwischen der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage und dem gesamtwirtschaftlichen Angebot sowie Fehl
entwicklungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder deren Beseitigung 
aufzeigen, jedoch keine Empfehlungen für bestimmte wirtschafts- und sozialpoli-
tische Maßnahmen aussprechen.

Bei der Erstellung seiner Gutachten wird der Sachverständigenrat durch einen 
wissenschaftlichen Stab unter Leitung eines Generalsekretärs unterstützt. Zudem 
leisten die Behörden des Bundes und der Länder dem Sachverständigenrat Amts-
hilfe. Der Sachverständigenrat kann, soweit er es zur Durchführung seines Auftra-
ges für erforderlich hält, die zuständigen Ministerien und den Präsidenten der 
Deutschen Bundesbank hören. Der Sachverständigenrat kann auch vor Abfassung 
seiner Gutachten ihm geeignet erscheinende Vertreter von Organisationen des 
wirtschaftlichen und sozialen Lebens Gelegenheit geben, zu wesentlichen, sich aus 
seinem Auftrag ergebenden Fragen Stellung zu nehmen. Die Beschlüsse des Sach-
verständigenrates bedürfen der Zustimmung von mindestens drei Mitgliedern. 
Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der Gutachten zu einzelnen Fragen 
eine abweichende Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den Gutachten 
als Sondervotum zum Ausdruck zu bringen

Die in der Periode 1990 bis 2009 untersuchten Jahresgutachten umfassen 500-
600 Seiten, von denen 100-150 Seiten auf den Empfehlungsteil entfallen. Zur 
Identifikation der inhaltlichen Empfehlungen des Sachverständigenrats kann man 
sich an den einzelnen Themen orientieren, die sich nach Kapiteln, Abschnitten 
und Unterabschnitten gliedern. War bspw. ein Unterabschnitt mit dem Titel „Ar-
beitsmarktpolitik: Sockelarbeitslosigkeit weiter senken” überschrieben, dann wur-
de die folgende Aussage als Empfehlung zur Senkung der Arbeitslosigkeit ausge-
schnitten und einer Datei mit Empfehlungen zugeordnet. In dieser Datei wurden 
alle Empfehlungen eines Jahresgutachtens gespeichert, die anschließend von min-
destens zwei Kodierern einzelnen Politikfeldern zugeordnet wurden. Für den Zeit-
raum 1990 bis 2009 wurden auf diese Weise insgesamt 1149 Empfehlungen iden-
tifiziert, von denen der Großteil auf die Politikfelder Arbeitsmarkt und Soziales 
(325), gefolgt von Finanzen und Steuern (378) sowie Makroökonomische Politik 
(163) entfallen. Mit einigem Abstand folgen die Bereiche EU (95), Inneres (80), 
Gesundheit (45) und Forschung (35). Abbildung 1 gibt einen Überblick über die 
politikfeldspezifischen Empfehlungen des Sachverständigenrats in der Zeit seit der 
Vereinigung.
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Abbildung 1: Empfehlung des Sachverständigenrates für Wirtschaft (1990-2009) 

Quelle: Eigene Darstellung.

Laut Abbildung 1 variieren die Empfehlungen für die einzelnen Politikfelder über 
die Zeit in Ausmaß und Ausrichtung. Herausragend in der Gesamtanzahl an Emp-
fehlungen sind die Herbstgutachten aus den Jahreswechseln 1996/97, 2002/03, 
2003/04, 2005/06 und 2008/09. Bei genauerer Betrachtung der drei zentralen Po-
litikfelder wird ersichtlich, dass sich die Schwerpunktsetzung des Sachverständi-
genrats jeweils änderte. Finanzen und Steuern erklären in erster Linie den Anstieg 
in den Jahren 2003/04 sowie 2005/06, während die Anstiege im Arbeitsmarkt 
1996/97 sowie 2002/03 und später auch 2008/09 sehr deutlich ausfallen.

Die ausführliche Verschlüsselung der Empfehlungen und die Speicherung ihrer 
Textstellen in einer Datei erlaubt auch eine spezifische Auswertung der Jahresgut-
achten. Zur Untersuchung der Implikationen der Empfehlungen des Sachverstän-
digenrats wurde dafür ein Wörterbuch mit Schlüsselbegriffen der Hartz-Reformen 
zusammengestellt, das neben der Kategorie Arbeit (von Arbeitgeber bis Schwarz-
arbeit) die Kategorien Ausbildung (von Ausbildungsberuf bis Qualifizierungspro-
gramm) und Versicherung (von Arbeitslosenversicherung bis Sozialversicherungs-
träger) in die Schlagwortsuche einbezieht (siehe die detaillierte Schlagwortliste im 
Online-Anhang). Die Schlagwortsuche in den Jahresgutachten des Sachverständi-
genrats gibt einen ersten empirischen Anhaltspunkt, inwieweit die Anzahl an 
Empfehlungen zu den Themen der Hartz-Reformen variiert. Anschließend wurde 
dieselbe Schlagwortsuche für die Jahreswirtschaftsberichte der Regierung durch-
geführt, in denen diese verpflichtet ist, auf die Empfehlungen des Sachverständi-
genrats einzugehen. Abbildung 2 veranschaulicht den Trefferverlauf mit demsel-
ben Wörterbuch für die Jahresgutachten (SVR) und Jahreswirtschaftsberichte 
(JWB).
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Abbildung 2: SVR-Gutachten & Jahreswirtschaftsberichte, Hartz I-IV-Stichwörter 
pro 1000 Wörter

Quelle: Eigene Darstellung.

Grundsätzlich weisen die Empfehlungen des Sachverständigenrats zur Reform der 
Arbeits- und Sozialsysteme eine Varianz auf, die für ihren informativen Charakter 
notwendig ist. Auch die Reaktionen der Regierung in den Jahreswirtschaftsbe-
richten lassen erkennen, dass die Empfehlungen nicht unbeachtet bleiben. Zur 
Überprüfung der Modellimplikationen ist zeitlich das Jahresgutachten von 
2002/03 mit seinem Titel „Zwanzig Punkte für Beschäftigung und Wachstum “ 
von besonderem Interesse, das laut Abbildung 2 einen deutlichen Ausschlag nach 
oben mit Referenz zu den Schlüsselbegriffen der Hartz-Reformen aufweist. Wie 
schon der Titel andeutet, schlägt der Sachverständigenrat in seinem fast 500-seiti-
gen Jahresgutachten vom November 2002 ein „Programm für Beschäftigung und 
Arbeit“ vor. Arbeitslosigkeit wird schon auf Seite 10 des Gutachtens als „bedrü-
ckendstes Problem der Wirtschaftspolitik“ eingestuft. Laut Sachverständigenrat 
bedarf es einer umfassenden Reform der Lohnersatzleistungen und der Sozialhilfe 
sowie einer erhöhten Flexibilität des institutionellen Rahmenwerks auf dem Ar-
beitsmarkt. Ungeachtet seines Auftragsgebots, keine Empfehlungen für bestimmte 
wirtschafts- und sozialpolitische Maßnahmen auszusprechen, findet sich dort 
(u. a.) folgende Passage: „Der Sachverständigenrat schlägt deshalb eine aus drei 
Komponenten bestehende Reformkonzeption zur Zurückführung der Arbeitslo-
sigkeit vor“:
1)	 „Die Nachfrage nach Arbeit stärken“, was vor allem durch die Absenkung 

des Grenzabgabesatzes zur Verringerung der Arbeitskosten beitragen soll und 
auch mit der die Lohnabhebung seitens der Tarifparteien in Verbindung ge-
bracht wird betrifft;
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2)	 „Anspruchslöhne senken, den Niedriglohnbereich ausbauen“, was durch eine 
Befristung des Arbeitslosengeldes auf 12 Monate und die Integration von Ar-
beits- und Sozialhilfe sowie einer Absenkung der Sozialhilfe geschehen soll;

3)	 „Abstimmungsmechanismus am Arbeitsmarkt verbessern“, was zu einer Er-
höhung der Lohnflexibilität durch Abweichung in den Flächentarifverträgen, 
einer gesetzlichen Änderung zur Dezentralisierung der Lohnfindung sowie die 
Erweiterung befristeter Arbeitsverhältnisse führen soll (SVR 2002, S. 10-13).

Dies macht deutlich, dass das Jahresgutachten vom November 2002 nicht nur 
quantitativ durch die hohe Anzahl an Reform-Schlagwörtern, sondern auch qua-
litativ durch seine inhaltlichen Ausführungen zur Reform der Arbeits- und Sozial-
systeme ein deutliches Warnsignal an die Regierung sendete. Und wie reagierte die 
Regierung Schröder auf diese Empfehlungen?

Die Regierung Schröder hatte den Hartz-Reformen in den Jahren zuvor eine 
geringe Beachtung in den Jahreswirtschaftsberichten geschenkt. Erst in Reaktion 
auf das Jahresgutachten des Sachverständigenrats 2002/03 finden sich in den Jah-
reswirtschaftsberichten 2003 und 2004 deutlich mehr inhaltliche Bezüge zu den 
Hartz-Reformen. Im Jahreswirtschaftsbericht 2003 gehen drei von vier Haupt-
punkten unmittelbar auf die Reformvorschläge ein. So sollen die Wachstumsdyna-
mik der Wirtschaft beschleunigt und die Voraussetzungen für mehr Beschäftigung 
weiter verbessert, die Arbeitsmarktstrukturen flexibler gestaltet und die sozialen 
Sicherungssysteme zukunftsfest gemacht werden. Trotz allgemein besserer Aus-
sichten für die Wirtschaft findet sich im Jahreswirtschaftsbericht 2003 der Regie-
rung folgende Passage: „Eine zentrale Voraussetzung für eine Verbesserung der 
deutschen Arbeitsmarktsituation liegt also in einer Kombination von wachstums- 
und stabilitätsorientierter makroökonomischer Wirtschaftspolitik und struktu
rellen Reformen“ (BMWA 2003, S.  13). Ferner verspricht die Regierung die 
„Umsetzung der Vorschläge der Kommission ‚Moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt‘ (sog. Hartz-Kommission“)“ (BMWA 2003, S. 20), die entscheidende 
Impulse für mehr Dynamik am Arbeitsmarkt auslösen soll. Konkret soll die Ver-
mittlungsgeschwindigkeit von Arbeitslosen erhöht, unter dem Motto „Fördern 
und Fordern“ eine neue Zumutbarkeitsnorm geschaffen, der Weiterbildungs-
markt neu ausgerichtet, bestehende Beschränkungen im Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz aufgehoben, über „Ich-AGs“ neue Wege aus der Arbeitslosigkeit in 
die Selbständigkeit ermöglicht, die Aufnahme von Mini-Jobs erleichtert und Job-
Center eingerichtet sowie ein Gesetz zur Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe erlassen werden (BMWA 2003, S. 35-37). Offensichtlich finden 
sich im Jahreswirtschaftsbericht 2003 der Regierung viele Bezüge zum Jahresgut-
achten des Sachverständigenrats 2002/03. Um auszuschließen, dass es sich hierbei 
um einen allgemeinen Trend handelt, bietet sich eine Auswertung der Wahlpro-
gramme und Koalitionsvereinbarungen mit denselben Suchbegriffen zu den 
Hartz-Reformen an. Abbildung 3 illustriert die Prominenz der Hartz-Reformen in 
den Parteiprogrammen und Koalitionsvereinbarungen.
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Abbildung 3: Parteiprogramme & Koalitionsverträge, Hartz I-IV-Stichwörter pro 
1000 Wörter

Quelle: Eigene Darstellung.

Es zeigt sich, dass die späteren Regierungsparteien SPD und Grüne im Wahljahr 
1998 noch am häufigsten programmatischen Bezug zur Reform der Arbeits- und 
Sozialsysteme nahmen, während die christlich-liberalen Regierungsparteien von 
Kanzler Kohl mit Minister Blüm trotz steigender Arbeitslosigkeit diesem Thema 
vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit schenkten (Eichhorst u. Marx 2011). Im 
Vorwahljahr 1997 erreichte die Arbeitslosenquote mit 11,4 Prozent ihren Höchst-
stand, aber es finden sich weder bei CDU/CSU und FDP noch den oppositionellen 
Linken entsprechende Reaktionen in ihren Wahlprogrammen. Interessanterweise 
verliert das Thema Reform der Arbeits- und Sozialsysteme schon in den ersten 
Koalitionsvereinbarungen der neuen Regierung Schröder an Bedeutung. Dieser 
Trend setzt sich bei allen Parteiprogrammen und auch in den zweiten Koalitions-
vereinbarungen der Regierung Schröder fort. Auf niedrigem Niveau finden sich zu 
den Wahlen am 22. September 2002 bei diesem Thema kaum noch Unterschiede 
zwischen Regierungs- und Oppositionsparteien. Offensichtlich gewannen die 
Hartz-Reformen erst danach wieder an Bedeutung, was sich auch in den Wahl-
programmen von SPD, CDU/CSU und Linken bei den Wahlen am 18. September 
2005 niederschlug.

5.	 Diskussion

Die empirischen Ergebnisse gehen in quantitativer als auch qualitativer Weise ein-
her mit den theoretischen Erwartungen. Zwar sollten diese Resultate nicht als 
Modelltest gewertet werden, doch lässt sich entnehmen, dass der Sachverständi-
genrat seine Informationsübermittlungsstrategie nach der Septemberwahl 2002 
und der Amtsübernahme Wolfgang Clements im Oktober 2002 zum Minister für 
Arbeit und Wirtschaft änderte. Selbst im Rückblick erscheint das Ausmaß und die 
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Intensität an Reformempfehlungen des Sachverständigenrats zur Reform der Ar-
beits- und Sozialsysteme in seinem Jahresgutachten 2002/03 weniger der Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt als vielmehr dem Wunsch geschuldet zu sein, den Ist-
Zustand ändern zu wollen. Da mit Gerhard Schröder derselbe Kanzler und mit 
der SPD und den Grünen dieselben Parteien im Amt blieben, liegt die Vermutung 
nahe, dass die Chancen auf Erfolg dem Umstand geschuldet gewesen sein könn-
ten, dass mit Minister Clement nun ein reformfreudiger Minister das Amt über-
nommen hatte. Die Reaktionen im Jahreswirtschaftsbericht 2003 deuten jeden-
falls darauf hin, dass die Regierung entschlossen war, die Empfehlungen mit den 
Hartz-Reformen umzusetzen.

Der hier vorgestellten Vertrauenslogik zufolge würde der Sachverständigenrat 
niemals im Wissen eines Amtsinhabers Clement seine Informationsstrategie än-
dern und Reformen empfehlen, wenn der Ist-Zustand keine Änderung verlangt. 
Deshalb eröffnete sich dem Sachverständigenrat mit der Amtsübernahme Cle-
ments die Möglichkeit, mit deutlichen Empfehlungen den Kanzler von der Re-
form der Arbeits- und Sozialsysteme zu überzeugen. Ob am Ende Minister 
Clement selbst oder aber die konservative Mehrheit im Bundesrat für die marktli-
berale Ausformulierung der Hartz-Reformen verantwortlich waren, dürfte an die-
ser Stelle nicht zu klären sein. Aus den folgenden Äußerungen Wolfgang Clements 
und seinen Auseinandersetzungen mit der neuen SPD-Reformagenda kann man 
allerdings entnehmen, dass die Hartz-Reformen seinen persönlichen Vorstellun-
gen entsprachen.

Sicherlich lässt sich gegen die Einflussnahme des Sachverständigenrats auf 
Kanzler Schröder einwenden, dass die Hartz-Kommission schon im Februar 2002 
eingesetzt worden war und im August 2002 ihren Bericht zur Reform der Arbeits- 
und Sozialsysteme vorlegte. Allerdings wurden die Hartz-Gesetze erste Ende De-
zember 2003 nach der Amtsübernahme Clements in dieser Form verabschiedet. Im 
Zeitraum zwischen Verabschiedung und Amtsübernahme im Oktober 2002 legte 
auch der Sachverständigenrat sein Jahresgutachten im November 2002 vor, in dem 
die Reform der Arbeits- und Sozialsysteme empfohlen wird. Auch wenn die Impli-
kationen des Modells nicht mit Einstellungs- und Einschätzungsdaten des Kanzlers 
überprüft werden konnten, sprechen weitere Merkmale für seine Plausibilität:
•	 Erstens gaben die steigenden Arbeitslosenzahlen und die Verschuldung der 

öffentlichen Haushalte schon spätestens seit der zweiten Nachvereinigungs-
wahlperiode unter der Kanzlerschaft Helmut Kohls Anlass zu tiefgreifenden 
Reformdiskussionen, die jedoch zu keiner Änderung der Arbeits- und Sozial-
systeme führten (Eichhorst u. Marx 2011). Dies kann als ein Beleg dafür ge-
wertet werden, dass Kanzler(innen) grundsätzlich eher Reformen scheuen und 
den Erhalt des Status quo unterstützen.

•	 Seit dieser Zeit waren zweitens mit Norbert Blüm, Walter Riester und Wolf-
gang Clement sehr unterschiedliche Ministertypen im Amt, die innerhalb ihrer 
Partei ihre persönliche Einstellung zu Reformen der Arbeitsmarkt- und Sozial-
systeme einbrachten. Im Fall von Minister Clement waren seine marktliberalen 
Einstellungen zur Reform der Arbeits- und Sozialsysteme bekannt, wie sich 
auch im Nachhinein seine Einstellung zu den Hartz-Reformen nicht änderte.
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•	 Drittens befand sich mit Gerhard Schröder derselbe Kanzler im Amt, der in 
seiner ersten Amtszeit mit der Änderung des Ist-Zustandes zögerte. Auch die 
Koalitionsvereinbarungen und Wahlprogrammatiken der Parteien zu Beginn 
der zweiten Amtszeit der Regierung Schröder geben keinen Hinweis auf einen 
allgemeinen Reformtrend in den Reihen der (Regierungs-)Parteien. Dennoch 
unterstützte der Kanzler anschließend entschlossen den Reformkurs und dele-
gierte die Reform der Arbeits- und Sozialsysteme an den reformfreudigen Mi-
nister Clement.

•	 Und viertens lässt sich aus der gesetzlich geregelten Interaktion von Sachver-
ständigenrat und Regierung aus den Jahresgutachten und den folgenden Jah-
reswirtschaftsberichten entnehmen, dass der Sachverständigenrat seine Infor-
mationsstrategie zu Beginn der zweiten Amtszeit von Kanzler Schröder 
änderte und seine Empfehlungen von der Regierung in den Jahreswirtschafts-
berichten aufgenommen wurden.

Aus diesen Gründen könnte das Modell von Fang und Stone (2013), das ich auf 
die Interaktion zwischen Sachverständigenrat, Kanzler und Minister übertragen 
habe, eine neue Sicht auf die Entscheidung von Kanzler Schröder werfen, die 
Hartz-Reformen an Minister Clement zu delegieren. Schließlich stieg die Arbeitslo-
senquote unter Minister Norbert Blüm und Walter Riester deutlicher an als unter 
Minister Wolfgang Clement, aber letztlich erhielt nur der reformfreudige Minister 
Clement das Reformmandat. Weder Kanzler Kohl noch Kanzler Schröder während 
seiner ersten Amtszeit trauten demzufolge den Empfehlungen des Sachverständi-
genrats. Erst die Situation, dass ein reformfreudiger Minister Wirtschafts- und Ar-
beitsministerium übernahm, schaffte die Voraussetzung für eine Logik, aus der 
beim Kanzler Vertrauen in die Empfehlungen des Sachverständigenrats entstehen 
konnte, die Arbeits- und Sozialsysteme reformieren zu müssen.

Ganz unabhängig von der Frage, ob der Sachverständigenrat mit seinen Emp-
fehlungen zur Reform der Arbeits- und Sozialsysteme den Kanzler beeinflussen 
konnte, kann diese Vertrauenslogik aus meiner Sicht ein tieferes Verständnis für 
die Vertrauensproblematik nicht nur in der Interaktion von Sachverständigen, 
Kanzlern und Ministern vermitteln. In der Politik ist Vertrauen grundsätzlich in 
Situationen unvollständiger Information entscheidend, in der eine oder mehrere 
Seiten nicht genau wissen, ob eine Empfehlung bzw. ein Signal eine wichtige In-
formation überliefert. Solche Situationen dürften in der Politik eher die Regel als 
die Ausnahme sein. Fang und Stone (2013) haben bspw. gezeigt, wie internationa-
le Organisationen Regierungen beeinflussen können, wenn Experten vor Ort ei-
nen bestimmten Bias haben. Ähnlich dürfte die Ausgangslage in internationalen 
Konflikten oder sogar Lobbyismussituationen sein, wenn Drittparteien oder Inte-
ressengruppen ihre Empfehlungen über den Ist-Zustand abgeben, aber diese Sig-
nale unter normalen Umständen nicht zur Änderung des Entscheidungsverhaltens 
der politisch Verantwortlichen beitragen. Nur durch den Aufbau von Vertrauen 
ist mit einer Einflussnahme auf die politisch Verantwortlichen zu rechnen. Wie 
und unter welchen Bedingungen in solchen Situationen Vertrauen aufgebaut wer-
den kann, dürfte eine der spannendsten Zukunftsfragen.
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  

 
 

   
  

 



  

    



𝑚𝑚𝐸𝐸

𝑚𝑚𝐸𝐸

𝜃𝜃 = 1
𝜇𝜇0 = 𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = 1 −  𝛼𝛼

max𝑥𝑥≥0 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) =  (1 − 𝜇𝜇0)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇0 (𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘,

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇0 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇0 − 1.

𝜇𝜇0 < 1/2 𝑘𝑘 > 0 𝑥𝑥 = 0

𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0|𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0) = 𝛼𝛼𝛼𝛼 + (1 − 𝛼𝛼)(1 − 𝛽𝛽) 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝑠𝑠𝑀𝑀 = 1|𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0) =  𝛼𝛼 + 𝛽𝛽 − 2𝛼𝛼

𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1|𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0, 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = (1−𝛼𝛼)(1−𝛽𝛽)

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 < 1
2

𝑥𝑥 = 0 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1|𝑠𝑠𝑀𝑀 = 1, 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = (1−𝛼𝛼)𝛽𝛽

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼 > 1
2

𝑥𝑥 = 1

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = 𝛽𝛽 − 1 − (𝛼𝛼 + 𝛽𝛽 − 2𝛼𝛼𝛼𝛼)𝑘𝑘

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = 𝛼𝛼 − 1

𝑘𝑘 < 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1 𝜃𝜃 = 1
𝜇𝜇1 = 𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1| 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼

max
𝑥𝑥≥0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) =  (1 − 𝜇𝜇1)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇1 (𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇1 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇1 − 1.

𝜇𝜇1 > 1/2 𝑥𝑥 = 0 𝑥𝑥 = 1

𝑘𝑘 ≥ 2𝛼𝛼 − 1 𝑥𝑥 = 0
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max𝑥𝑥≥0 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) =  (1 − 𝜇𝜇0)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇0 (𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘,

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇0 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇0 − 1.

𝜇𝜇0 < 1/2 𝑘𝑘 > 0 𝑥𝑥 = 0

𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0|𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0) = 𝛼𝛼𝛼𝛼 + (1 − 𝛼𝛼)(1 − 𝛽𝛽) 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝑠𝑠𝑀𝑀 = 1|𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0) =  𝛼𝛼 + 𝛽𝛽 − 2𝛼𝛼

𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1|𝑠𝑠𝑀𝑀 = 0, 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = (1−𝛼𝛼)(1−𝛽𝛽)

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 < 1
2

𝑥𝑥 = 0 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1|𝑠𝑠𝑀𝑀 = 1, 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = (1−𝛼𝛼)𝛽𝛽

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼 > 1
2

𝑥𝑥 = 1

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = 𝛽𝛽 − 1 − (𝛼𝛼 + 𝛽𝛽 − 2𝛼𝛼𝛼𝛼)𝑘𝑘

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = 𝛼𝛼 − 1

𝑘𝑘 < 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1 𝜃𝜃 = 1
𝜇𝜇1 = 𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1| 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼

max
𝑥𝑥≥0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) =  (1 − 𝜇𝜇1)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇1 (𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒𝑒 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇1 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇1 − 1.

𝜇𝜇1 > 1/2 𝑥𝑥 = 0 𝑥𝑥 = 1

𝑘𝑘 ≥ 2𝛼𝛼 − 1 𝑥𝑥 = 0
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𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = −1 + 𝛽𝛽 − (1 − 𝛼𝛼 − 𝛽𝛽 + 2𝛼𝛼𝛼𝛼)𝑘𝑘

𝑘𝑘 ≥ 2𝛼𝛼 − 1 
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = −𝛼𝛼 𝑘𝑘 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 > 2𝛼𝛼 − 1

𝛼𝛼 − 1 ≤ 𝑘𝑘 < 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑘𝑘 < 2𝛼𝛼 − 1 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼 − 1 − 𝑘𝑘

𝑘𝑘 ≤ 𝛼𝛼−𝛽𝛽
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝛽𝛽 > 𝛼𝛼
𝑘𝑘 < 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0 
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝑘𝑘 ≥ 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1
𝑘𝑘 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼

(𝛽𝛽 − 1 > 𝛼𝛼 − 1 >
−𝛼𝛼) 𝑘𝑘1 = 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼 𝑘𝑘2 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0 

 𝑘𝑘 ≤ 𝑘𝑘1

 𝑘𝑘1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1

 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘2

𝑘𝑘1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1

𝑘𝑘1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0
𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼 <
𝑘𝑘 < 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼

(𝑘𝑘 ≤ 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼)

(𝑘𝑘 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 )

> 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 𝑠𝑠𝐸𝐸 ∈ {0,1}

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0
𝜃𝜃 = 1

𝜇𝜇0 = 𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1 | 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0 ) = 1 − 𝛼𝛼 möglich ist.

max
𝑥𝑥≥0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝑀𝑀 = 1) =  (1 − 𝜇𝜇0)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇0(𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇0 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇0 − 1.

𝜇𝜇0 < 1/2 𝑘𝑘 > 0 𝑥𝑥 = 0,
1 − 𝜋𝜋

𝜋𝜋
𝑥𝑥 = 1

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = −𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼(1 + 𝑘𝑘) − (1 − 𝛼𝛼)(1 − 𝛽𝛽)(1 − 𝜋𝜋 + 𝜋𝜋𝜋𝜋) − 𝛼𝛼(1 − 𝛽𝛽)(1 +
𝑘𝑘) − 𝛽𝛽(1 − 𝛼𝛼)𝑘𝑘
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𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = −1 + 𝛽𝛽 − (1 − 𝛼𝛼 − 𝛽𝛽 + 2𝛼𝛼𝛼𝛼)𝑘𝑘

𝑘𝑘 ≥ 2𝛼𝛼 − 1 
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = −𝛼𝛼 𝑘𝑘 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 > 2𝛼𝛼 − 1

𝛼𝛼 − 1 ≤ 𝑘𝑘 < 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑘𝑘 < 2𝛼𝛼 − 1 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼 − 1 − 𝑘𝑘

𝑘𝑘 ≤ 𝛼𝛼−𝛽𝛽
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝛽𝛽 > 𝛼𝛼
𝑘𝑘 < 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0 
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝑘𝑘 ≥ 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1
𝑘𝑘 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼

(𝛽𝛽 − 1 > 𝛼𝛼 − 1 >
−𝛼𝛼) 𝑘𝑘1 = 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼 𝑘𝑘2 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0 

 𝑘𝑘 ≤ 𝑘𝑘1

 𝑘𝑘1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1

 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘2

𝑘𝑘1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1

𝑘𝑘1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0
𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼 <
𝑘𝑘 < 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼

(𝑘𝑘 ≤ 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼)

(𝑘𝑘 ≥ 𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼 )

> 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 𝑠𝑠𝐸𝐸 ∈ {0,1}

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0
𝜃𝜃 = 1

𝜇𝜇0 = 𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1 | 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0 ) = 1 − 𝛼𝛼 möglich ist.

max
𝑥𝑥≥0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝑀𝑀 = 1) =  (1 − 𝜇𝜇0)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇0(𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇0 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇0 − 1.

𝜇𝜇0 < 1/2 𝑘𝑘 > 0 𝑥𝑥 = 0,
1 − 𝜋𝜋

𝜋𝜋
𝑥𝑥 = 1

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = −𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼(1 + 𝑘𝑘) − (1 − 𝛼𝛼)(1 − 𝛽𝛽)(1 − 𝜋𝜋 + 𝜋𝜋𝜋𝜋) − 𝛼𝛼(1 − 𝛽𝛽)(1 +
𝑘𝑘) − 𝛽𝛽(1 − 𝛼𝛼)𝑘𝑘

http://dx.doi.org/10.5771/0032-3470-2015-2-182


http://dx.doi.org/10.5771/0032-3470-2015-2-182
Generiert durch Universität Mannheim, am 09.07.2015, 11:53:18.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

208 PVS, 56. Jg., 2/2015

Abhandlung

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = 𝛼𝛼 − 1

𝑘𝑘1
′ = 𝛽𝛽−𝛼𝛼−(𝛼𝛼+𝛽𝛽−1)𝜋𝜋

𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼+(1−𝛼𝛼)(1−𝛽𝛽)𝜋𝜋+𝛼𝛼(1−𝛽𝛽)+𝛽𝛽(1−𝛼𝛼) 𝑘𝑘1 > 𝑘𝑘1
′

𝜋𝜋 < 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1 𝑘𝑘1

′ > 0 𝜋𝜋 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘1
′

𝜋𝜋 > 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1 𝑘𝑘1

′ < 0

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1
𝜃𝜃 = 1 𝜇𝜇1 = 𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1| 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼 ist, 

max
𝑥𝑥≥0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) =  (1 − 𝜇𝜇1)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇1(𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇1 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇1 − 1.

𝜇𝜇1 > 1/2
𝑥𝑥 = 0 𝑥𝑥 = 1

≥ 2𝛼𝛼 − 1
𝑥𝑥 = 0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) =
−𝛽𝛽(1 − 𝛼𝛼)𝜋𝜋(1 + 𝑘𝑘) − 𝛼𝛼(1 − 𝛽𝛽)(1 − 𝜋𝜋 + 𝜋𝜋𝜋𝜋) − (1 − 𝛼𝛼 − 𝛽𝛽 + 𝛼𝛼𝛼𝛼)(1 + 𝑘𝑘) − 𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑘𝑘 ≥ 2𝛼𝛼 − 1
𝑥𝑥 = 0
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = −𝛼𝛼 ist. 𝑘𝑘2

′ =  𝛼𝛼+𝛽𝛽−1+(𝛼𝛼−𝛽𝛽)𝜋𝜋
(𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼)𝜋𝜋+(1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼) > 0

𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘2
′

2𝛼𝛼 − 1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2
′

< 2𝛼𝛼 − 1 𝑥𝑥 = 1
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼 − 1 − 𝑘𝑘 𝑘𝑘 ≤ 𝛼𝛼−𝛽𝛽

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼
𝛽𝛽 > 𝛼𝛼

< 𝑘𝑘2
′

𝑚𝑚𝐼𝐼 = 0

𝜋𝜋 ≤ 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1 0 < 𝑘𝑘1

′ <
𝑘𝑘2

′  
𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘1
′

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1
≥ 𝑘𝑘2

′

 𝑘𝑘 ≤ 𝑘𝑘1
′  

 𝑘𝑘1
′ < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2

′ 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1

𝛼𝛼 − 1 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸(𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1|𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0) = 𝛽𝛽 − 1 + 𝜋𝜋(1 − 𝛼𝛼 − 𝛽𝛽)
𝜋𝜋 ≥ 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

β α
α β

 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘2
′

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝜋𝜋 ≤ 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝜋𝜋 > 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

𝑘𝑘1
′ < 0
 0 < 𝑘𝑘 <  𝑘𝑘2

′

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0, 
𝜋𝜋 > 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
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𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0) = 𝛼𝛼 − 1

𝑘𝑘1
′ = 𝛽𝛽−𝛼𝛼−(𝛼𝛼+𝛽𝛽−1)𝜋𝜋

𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼+(1−𝛼𝛼)(1−𝛽𝛽)𝜋𝜋+𝛼𝛼(1−𝛽𝛽)+𝛽𝛽(1−𝛼𝛼) 𝑘𝑘1 > 𝑘𝑘1
′

𝜋𝜋 < 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1 𝑘𝑘1

′ > 0 𝜋𝜋 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘1
′

𝜋𝜋 > 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1 𝑘𝑘1

′ < 0

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1
𝜃𝜃 = 1 𝜇𝜇1 = 𝑃𝑃𝑃𝑃(𝜃𝜃 = 1| 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼 ist, 

max
𝑥𝑥≥0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑥𝑥|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) =  (1 − 𝜇𝜇1)(−𝑥𝑥) + 𝜇𝜇1(𝑥𝑥 − 1) − 𝑘𝑘𝑘𝑘

𝑥𝑥𝐾𝐾 =  {0 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 ≥ 2𝜇𝜇1 − 1,
1 𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤𝑤 𝑘𝑘 < 2𝜇𝜇1 − 1.

𝜇𝜇1 > 1/2
𝑥𝑥 = 0 𝑥𝑥 = 1

≥ 2𝛼𝛼 − 1
𝑥𝑥 = 0

𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) =
−𝛽𝛽(1 − 𝛼𝛼)𝜋𝜋(1 + 𝑘𝑘) − 𝛼𝛼(1 − 𝛽𝛽)(1 − 𝜋𝜋 + 𝜋𝜋𝜋𝜋) − (1 − 𝛼𝛼 − 𝛽𝛽 + 𝛼𝛼𝛼𝛼)(1 + 𝑘𝑘) − 𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼𝛼

𝑘𝑘 ≥ 2𝛼𝛼 − 1
𝑥𝑥 = 0
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = −𝛼𝛼 ist. 𝑘𝑘2

′ =  𝛼𝛼+𝛽𝛽−1+(𝛼𝛼−𝛽𝛽)𝜋𝜋
(𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼)𝜋𝜋+(1−𝛼𝛼−𝛽𝛽+2𝛼𝛼𝛼𝛼) > 0

𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘2
′

2𝛼𝛼 − 1 < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2
′

< 2𝛼𝛼 − 1 𝑥𝑥 = 1
𝐸𝐸𝐸𝐸𝐾𝐾(¬𝑀𝑀|𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1) = 𝛼𝛼 − 1 − 𝑘𝑘 𝑘𝑘 ≤ 𝛼𝛼−𝛽𝛽

𝛼𝛼+𝛽𝛽−2𝛼𝛼𝛼𝛼
𝛽𝛽 > 𝛼𝛼

< 𝑘𝑘2
′

𝑚𝑚𝐼𝐼 = 0

𝜋𝜋 ≤ 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1 0 < 𝑘𝑘1

′ <
𝑘𝑘2

′  
𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘1
′

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1
≥ 𝑘𝑘2

′

 𝑘𝑘 ≤ 𝑘𝑘1
′  

 𝑘𝑘1
′ < 𝑘𝑘 < 𝑘𝑘2

′ 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1

𝛼𝛼 − 1 𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸𝐸(𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1|𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0) = 𝛽𝛽 − 1 + 𝜋𝜋(1 − 𝛼𝛼 − 𝛽𝛽)
𝜋𝜋 ≥ 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

β α
α β

 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘2
′

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
𝜋𝜋 ≤ 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝜋𝜋 > 𝛽𝛽−𝛼𝛼
𝛼𝛼+𝛽𝛽−1

𝑘𝑘1
′ < 0
 0 < 𝑘𝑘 <  𝑘𝑘2

′

𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0 𝑚𝑚𝐸𝐸 = 1 𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0, 
𝜋𝜋 > 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−1
𝑚𝑚𝐸𝐸 = 0

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 1
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1 ≥ 𝜋𝜋 ≥ 0

 𝑘𝑘 ≥ 𝑘𝑘2′ 𝑚𝑚𝐸𝐸
𝑥𝑥 = 0

𝑠𝑠𝐸𝐸 = 0
(𝜋𝜋 > 𝛽𝛽−𝛼𝛼

𝛼𝛼+𝛽𝛽−1)
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